
Bundessozialgericht

_ 4 RJ 283/72 —

Verkündet am
22° Mai 4974
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in dem Rechtsstreit
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Das Bundessozialgericht, 4. Senat, hat auf die

mündliche Verhandlung vom 22. Mai 4974 hin durch

seine Richter

P e n q u i t t — Vorsitzender —‚ Dr. E c k e r

5 e n d e r

und die ehrenamtlichen Richter

5 c‘h
r e i b e r Und 8 c h ö n f e 1 d

für Recht erkannt:

’
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Das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom

44. Juni 4972 und das Urteil des Sozialgerichts Hannöver

vom 5° November 4974 werden aufgehoben.

Die Klage gegen die Beklagte wird abgewiesen°

Im übrigen‚wird der Rechtsstreit an das Landessozial—

gericht zurückverwidsen.

9...hl-.9-.é.@..=.

Die beklagte Landesversicherungsanstalt (LVA) hatte dem

Rentner Otto Wi:ixz (w.) wiederholt wegen seiner

Erkrankung an Lungentuberkulose stationäre Heilbehandlung

gewährt. Am 5. Januar 4965 wurde der Rentner, der der

Trunksucht verfallen und verwahrlost war, vorläufig und

einen Monat später auf unbeschränkte Dauer auf gerichte

liche Anordnung hin zur Durchführung einer Alkoholentziehungs—

kur in ein Landeskrankenhaus eingewiesen. Von dort wurde er

am 26„ August 4965 in eine Heilstätte beurlaubt, mußte aber

am 7° Oktober 4965 wegen Rückfalls in den Alkoholmißbrauch

in das Landeskrankenhaus zurückverlegt werden„

Der Kläger — Sozialhilfeträger -‚ der in der Zeit vom
5. Januar bis 2. Dezember 4965 die Anstaltspflege bezahlte,

verlangt von der LVA, hilfsweise von der beigeladenen Kranken—

kasse, Ersatz seiner Aufwendungen° Seiner Klage hat das

Sozialgericht (SG) nur wegen derjenigen Kosten stattgegeben,

die für die stationäre Behandlung in der Zeit der Beurlaubung
entstanden sind° Im übrigen hat das SG die Klage abgewiesen°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Beklagte auch insoweit

zur Zahlung verurteilt. Es hat die Verpflichtung der beklagten

aus % 4244a Abs. 4 und 5 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

hergeleitet. Infolge der Zuweisung des Rentners in eine
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Entziehungsanstalt Sei zwar dem beklagten Versicherungs—

träger die Bestimmung von Art, Ort und Umfang der behand—

lung genommen worden. Der Rentner habe aber erklärt,

daß er sich nicht gegen seine Unterbringung wende; darin

sei die nach 5 12443Abs. & i.V.m._5 4237 Abs. 6 RVO
erforderliche Zustimmung zur Durchführung der angeordneten

Maßnahme zu sehen. Außerdem sei bei der gegebenen

Situation die Behandlung des Rentners nur in einer

geschlossenen Anstalt in betracht gekommen; das Verwaltungs—

ermessen der beklagten habe sich deshalb allein auf die

Bewilligung der Krankenhauspflege konkretisiert. Die Aus»
lagen hierfür habe die Beklagte zu tragen, weil der

Rentner bereits vor seiner Isolierung von der Beklagten

betreut worden sei. Nach % 455 Abs. 1 Satz 1 des Bundes-

sozialhilfegesetzes (BSHG) bleibe die einmal begründete

Verantwortlichkeit eines Versicherungsträgers auch über

den Zeitpunkt der Asylierung hinaus bestehen. Davon sei

um so mehr auszugehen, als die Tbc—Frkrankung der eigent»

liche EinWeisungsgrund gewesen sei. Hinzu komme, daß der

Rentner von Dezember 4965 an mit seiner Rente zu den

Unterbringungskosten selbst beigetragen habe°

Die Beklagte hat Révision eingelegt. Sie beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Nach ihrer Ansicht bezieht sich das LSG für seine Ent—

scheidung zu Unrecht auf das Prinzip der fortwirkenden

ZQständigkeit einer einmal begonnenen Heilbehandlung.

Dieses Prinzip — meint sie — betreffe nicht die Durch—

führung sicherheits— und gesundheitspolizeilicher
Maßnahmen. Eine solche Maßnahme, um die es hier gehe,

nehme den Versicherten aus dem Verantwortungsbereich

des Rente1versicherungsträgers heraus. Die Beklagte

beanstandet ferner — als in der Beweiswürdigung

fehlerhaft - die Feststellung, daß der Rentner mit seiner

Asylierung einverstanden gewesen sei. Sie meint, er habe
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sich nur nicht dagegen gewehrt. In bezug auf die "Beurlaubung"

des Rentners aus der geschlossenen Anstalt läßt sich die Beklagte

von der Überlegung leiten, daß der gerichtliche Einweisungs—

beschluß nicht aufgehoben gewesen sei und infolgedessen der

Rentenversicherungsträger nicht über die Einzelheiten der

Heilbehandlung habe nach seinem Ermessen (% 1244a Abs° 5 RVG)

entscheiden können. Der Tatbestand der Unterbringung sei mithin

nicht abgebrochen gewesen. — Desweiteren bemängelt die Beklagte

eine unzulängliche Sachaufklärung durch das Derufungsgericht°

Da dieses — entgegen den Auskünften des Landeskrankenhauses
Lüneburg und des Staatlichen Gesundheitsamtes Bremervörde —
nicht den Alkoholmißbrauch als Anlaß der_Zwangsabsonderung

gesehen habe, hätte es von seinem Standpunkt her prüfen müssen,

ob die Tuberkulose noch für die ganze hier in Rede stehende

Zeit eine stationäre Heilbehandlung erfordert hätte° Ein
solches Erfordernis sei nach den heutigen Erfahrungen über

die Dauer einer Tuberkulosebehandlung sehr unwahrscheinlich"

Der Kläger und die Beigeladene zu 2. beantragen‚ die
Revision zurückzuweisen° Außerdem beantragt der Kläger

— hilfsweise— die Beigeladene zu 2; zur Kostenerstattung zu
verurteilen° Die ßeigeladene zu 2. beantragt — hilfsweise —,
festzustellen, daß der vom'Kläger geltend gemachte Ersatz—

anspruch ihr gegenüber wegen Fristversäumnis (@ 1559 EVO}
ausgeschlossen ist°

Der lnspruch des Rentners w. gegen die beklagte LVA auf

stationäre Heilbehandlung (% 1244a Abs. 4 und 5.RVO) ist
entfallen, soweit der Rentner auf öffentliche Kosten in

Anstaltspflege untergebracht war, Dafür genügte es, daß

die Zwangsabsonderung zumindest auch wegen der Trunksucht

des Rentners angeordnet und durchgeführt wurde (% 1244a
Abs., 7 Satz 5 EVOi°V°mo @450 Abs„ 4 BSHG;dazu use SozR
Nr„ 56 zu @4244a EVO); Das LSG hat zwarbezweifelt, daß die

...5-
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Trunksucht Anlaß zur Einweisung in das Landeskranken—

haus gewesen sei. Ob die hiergegen von der Beklagten

erhobene Verfahrensrüge gerechtfertigt ist und die
Annahme des Berufungsgerichts dem Gesamtergebnis der

Verhandlungen widerstreitet, kann auf sich beruhen.

Das LSG mag sich von der Überlegung haben leiten lassen,
daß weder die Trunksucht noch die Erkrankung an Lungen—

tuberkulose jede für sich allein die Aufnahme des Rentners

in eine %eeeniossene Anstalt bedingten. Daß das Zusammen-

wirken beider Faktoren einen solchen Eingriff geboten

erscheinen ließ, ist indessen aus den tatrichterlichen

Feststellungen unschwer zu folgern. Dafür spricht ins-

be80ndere das Motiv der amtsrichterlichen Anordnung, die

davon ausging, daß dem Rentner."infolge der Trunksucht

die kritische Einsicht fehle” und er durch sein ”Herum—

spucken" seine Umgebunggefährde. Damit war der Tatbestand
des 5 150 Abs. 1 BSHG verwirklicht, nämlich die Einweisung

des Rentners in eine Entziehungsanstalt wegen einer

Suchtkrankheitu

Daraus folgt zugleich, daß die Rehabilitation des

Rentners aus dem Verwaltungsbereich der LVA heraus—

genommenwar. An dieses Faktum knüpft @12M4a Abs. 7

Satz 5 BVD die ReChtswirkung, daß gegen den Renten-
versicherungsträger der Anspruch auf Heilbehandlung

ausgeschlossen ist. Für diese Folge ist unerheblich,

wie der Versicherte oder Rentner sich auf die Beschrän-

kung seiner newegungsfreiheit einstellt. Auch wenn er

sie willig hinnimmt, tritt der Anspruchsverlust ein.

Für ein Ermessen des Rentenversicherungsträgers hinsicht-

lich der Art und des Maßes der Leistungen (% 1244a Abs° 5
RVG) ist schlechterdings kein Raum mehr. Er ist zur

Gewährungder Heilbehandlungnicht befugt.
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5 450 Abs. 4 BSHG, der an die Stelle des 5 25 des Gesetzes

über die Tuberkulosehilfe getreten ist und auf den sich
@ 4244a Abs. 7 Satz 5 EVO bezieht, beruht auf der gesetz—

geberischen Absicht, die Kompetenzen unter den für die

Tbc=Bekämpfung verpflichteten Stellen deutlich aufzutrennen°

Die Möglichkeit einer Doppelbearbeitung und daß aus mehreren

Rechtsverhältnissen_Ansprüche gegen verschiedene Leistungs—

träger geltend gemacht werden könnten, wollte der Gesetz—

geber von vornherein unterbinden. Die Krankenboh■ndlunß

soll nicht der Gefahr einer Verzögerung infolge eines

Kompetenzkonflikts ausgesetzt werden. Deshalb soll die für

die Unterbringung eines Geistes— oder Suchtkranken berufene

Stelle die während der Dauer der Unterbringung entstehenden

Kosten der Heilbehandlung tragen, und zwar "unter Ausschaltung

des Rückgriffs auf einen anderen, nach sonstigen Vorschriften in

Betracht kommenden Kostenträger" (begründung zu 5 24 des

Regierungsentwurfs eines Gesetzes über The-Hilfe, Bundestags—

drucksache III/549)°

Die Entscheidung des Senats wird nicht unmittelbar von der

Kritik berührt, die Peters, Deutsche Rentenversicherung —DRV-
4975, 505, geübt hat. Ihre Berechtigung vermag der Senat nicht

anzuerkennen° Peters möchte die Aufgaben auf dem Gebiete der

Tuberkulosebekämpfung so zwischen den Trägern der Rentenver-

Sicherung und anderen Verpflichteten verteilt sehen, daß alle
Fälle der Zwangsasylierung von der Zuständigkeit der Renten—

versicherung ausgenommen seien. Dies war die Auffassung, die

der erkennende Senat in der in BSG 26, 402 publizierten Ent4

scheidung vertreten hat. Für diese Auffassung bietet @ 4244a
RVO indessen nur eine Teilstütze, nämlich in abs° ? Satz 5 aaO

i.V.m. % 450 Abs. 4 BSHG. Soweit eine Unterbringung des
The—Kranken in Anstaltspflege wegen Geistes— oder Suchtkrank-

heit auf öffentliche Kosten vorgenommen wird, ist die Verant—

wortlichkeit dem Träger der Rentenversicherung genommen°

...?-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-'7-

Eine gleiche Rechtsfolge wäre für die Fälle einer Zwangs-

.absonderung nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung

übertragbarer Krankheiten beim Menschen —BSeuchG—(@ 57)

lediglich dann anzunehmen, wenn sich dies sonst aus
% 4244a EVO ergäbe, insbesondere wenn diese Vorschrift

sich generell allein auf diejenigen Sachverhalte bezögé,
in denen die stationäre Heilbehandlung mit Zustimmung
des Kranken (S 4257 Abs. 6 RVG), also mit seinem Willen
gewährt wird. Davon ging — wie ausgeführt — der Senat in

BSG 26, 402 aus. Dem Argument, daß nur die vom Kranken

frei gewollte Heilbehandlung in die Kompetenz des
Rentenversicherungsträgers falle, wurde jedoch in der

Entscheidung des 42. Senats des Bundessozialgerichts

’(bSG) vom 51. Januar 1968 (DSG 27, 280) der boden ent-

zogen. Dort wurde dahin erkannt, daß der Rentenversiche—

rungsträger zur Durchführung der Maßnahmen nach @ 1244a
EVO auch gegenüber einem Geisteskranken verpflichtet

bleibt, der nicht auf öffentliche Kosten in Anstalte-

pflege untergebracht ist, sondern die Kosten hierfür

selbst trägt. Diese Entscheidung wurde unabhängig davon

getroffen, daß der Betroffene in die Maßnahmen einwilligt

oder nicht. Diese Interpretation, die eine Abwendung vom
Argument der Freiwilligkeit bedeutete, läßt sich unschwer

aus dem Gesetz ablesen° Für sie zeigt auch Peters Verständ—

nis. Damit steht es nicht in Einklang, daß er die Folgerun-

gen nicht erkennt und anerkenht, die sich für den er—

'kennenden Senat aus dieser Auslegung unumgänglich ergaben.
Der Senat versprach sich keinen durchgreifenden Erfolg

von dem Versuch, die Recht8prechung wieder vollends in
.

die in BSG 26, 102 eingeschlagene Richtung mit dem Gedanken
der Freiwilligkeit als Zuständigkeitskriterium zurück—

zubringen. Damit war aber für die Rechtsanwendung des
5 4244a RVG die Unterscheidung zwischen Zwangsabsondexung
und Dauerbehandlung, auf die Peters Wert legt, irrelevant
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geworden; zugleich waren alle späteren — von Peters angeführten -
Auslegungsschwierigkeiten in Kauf zu nehmen. Gleichwohl war der

Senat bemühtl- allerdings unter Beachtung der oben geschilderten

Vorentscheidungen —, eine einheitliche Linie in der Aufgaben—

verteilung auf dem Gebiet der Tuberkulosebekämpfung heraus-

zuarbeiten, und zwar in der Weise, daß Zuständigkeitsüber—

schneidungen vermieden werdsn(zuletzt BSG SozR Nr. 36 zu
% 4244a EVO). Dies bedeutet, daß der Leistungsanspruch gegen

den Träger der Rentenversicherung entfällt, wenn der Kranke

wegen Geistes— oder Suchtkrankheit auf öffentliche Kosten in

Anstaltspflege untergebracht wird° Für diese Rechtsfolge ist

es unerheblich, in welchem zeitlichen Verhältnis der Beginn

der Tuberkuloseerkrankung zur Unterbringung in Anstaltspflege

steht, Gleichviel, ob die Tuberkuloseerkrankung erst nach der

Unterbringung des Versicherten oder gleichzeitig mit ihr auf—

tritt oder aber im Zeitpunkt der Unterbringung schon bestanden

hat, in allen Fällen schließt dies die Anwendung des 5 455 BSHG

— Fortdauer der einmal begründeten Zuständigkeit — aus° Der Zweck

des 5 435 BSHG, die Kontinuität der behandlung zu gewährleisten,
kann nicht erreicht werden, wenn der Erkrankte aus anderen

Gründen ohnedies aus der Obhut des ursprünglich zuständig ge—
wesehen Trägers der Rentenversicherung entlassen werden muß.

Dann aber trifft den Rentenversicherungsträger auch nicht die

Kostenlast° Anders verhält es sich lediglich, wenn der Ver—

sicherte nach Einleitung der stationären Behandmung nur wegen
der Tuberkuloseerkrankung in eine geschlossene Anstalt ein-
geliefert und dort weiterbehandelt wird.

Die Beklagte hat auch nicht für die Aufwendungen der
Stationären Heilbehandlung in der Zeit aufzukommen, in welther

der Rentner aus der Trinkerheilanstalt ”beurlaubt“ war, Zur

Frage des zuständigenn Trägers bei einstweiliger Unterbrechung

einer Zwangsabsonderung hat sich das ESG bereits in dem in

SozR Nr, 42 zu % 4244a RVG veröffentlichten Urteil geäußert,

...9-
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Danach entfällt der Anspruch auf stationäre Heilbehand—

lung eines The-Kranken, der wegen Geisteskrankheit in

Anstaltspflege untergebracht ist (@ 1244a Abs° ?

Satz 5 RVG) auch dann, wenn er zur Behandlung der Tbc
in ein Krankenhaus oder in eine Heilstätte verlegt wird°

Verantwortlich für die Leistung ist der Anstaltsträger°
Er hat die stationäre Behandlung zu bewirken (@ 49 Abs. 2

Nr. 4 BSHG). Das DSGhat die Fortdauer der Pflicht des
Anstaltsträgers insbesondere aus dem Gesicht5punkt

hergeleitet, daß der mit der angeordneten Unterbringung

verbundene Gewahrsam auch während der “Beurlaubung”

— wenn auch in veränderter Form — fortgesetzt wird

(vgl. 5 405 Abs. 2 BSHG).

Hiernach ist dasibrufungsurteil aufzuheben. Zur ab—
schließenden Entscheidung ist der Rechtsstreit jedoch
noch nicht reif; vielmehr ist nunmehr über den vom
Kläger hilfsweise gegen die beigeladene Krankenkasse

erhobenen Anspruch zu befinden, Damit über diese

Anspruchsberechtigung verhandelt? und entschieden werden

kann, ist der Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweisen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem LSG vorbehalten.
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